Haftung für Links: 

Landgericht Hamburg
Urteil vom 12. Mai 1998 - 312 0 85/98 - "Haftung für Links" 1. Derjenige der einen Link auf eine fremde Web-Site setzt, macht sich - sofern er sich nicht ausreichend distanziert - dessen Inhalt zu eigen. 

2. Der Verweis auf die Verantwortlichkeit des Autors der fremden Web-Site ist nicht ausreichend als Distanzierung. Der Link stellt ungeachtet eines solchen Verweises eine eigene Verbreitung des Inhalts dar.

3. Enthält die Web-Site, auf die verwiesen wird, ehrverletzende oder beleidigende Tatsachenbehauptungen, so hat - unabhängig von der Haftung der jeweiligen Autors - derjenige, der den Link auf die fremde Web-Site gesetzt hat, nach § 823 Abs.1 und Abs.2 BGB in Verbindung §§ 186 StGB, 824 BGB Schadensersatz zu leisten.
Krefeld - Forstwald den, 16.08.2002
 

Landgericht Hamburg Im Namen des Volkes Urteil Geschäftsnummer: 312 O 85/98 Verkündet am 12. Mai 1998: 
In der Sache Joachim Nikolaus Steinhöfel gegen Michael Best:
erkennt das Landgericht Hamburg, Zivilkammer 12, für Recht: 
1. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, dem Kläger allen Schaden zu ersetzen, der diesem dadurch entstanden ist und noch entsteht, dass der Beklagte unter der Internet-Domain "www.emergency.de" einen Hinweis (sog. Link) auf die mit diesem Urteil verbundene Webseite eingerichtet hat. 
2. Der Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits. 
Tatbestand 
Mit der am 27.02.1998 zugestellten Klage nimmt der Kläger den Beklagten nach wechselseitig hinsichtlich des Auskunftsanspruchs erklärter Erledigungserklärung auf Feststellung und Schadensersatzverpflichtung sowie Zahlung der anwaltlichen Kosten für die Abmahnung betreffend die Unterlassung in Anspruch. 
Dem liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 
Der Beklagte ließ, nachdem ein weiterer Rechtsstreit zwischen den Parteien vorangegangen war, auf seiner Internet-Homepage - Anlage JS 1 - Links auf im Internet vorhandene Informationen über den Kläger aufnehmen, so auf die Webpage - Anlage JS 2. 
Der Kläger hält diese "Berichterstattung" für sittenwidrig und sieht sein allgemeines Persönlichkeitsrecht als verletzt an.

Der Beklagte hafte, da er sich durch den Verweis auf die Webpage - Anlage JS 2 - die dortigen Ausführungen zu eigen gemacht habe. 
Der Beklagte beantragt Klageabweisung. 
Er meint, er habe durch die Zusammenstellung der über den Kläger erfolgten Äußerungen einen "Markt der Meinungen" eröffnet. 
Des weiteren habe er durch Aufnahme einer Haftungsfreizeichnungsklausel klargestellt, dass er keinerlei Verantwortung übernehme. Im übrigen mache er von seinem Recht auf freie Meinungsäußerung Gebrauch. Hierbei sei zu berücksichtigen, dass sich der Kläger selbst nach außen hin exponiere. 

Schließlich fehle es auch an der Darlegung eines Wettbewerbsverhältnisses. 
Entscheidungsgründe: 
Die Klage ist begründet aus § 823 I, II BGB i.V.m. §§ 186 StGB, 824 BGB wegen Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts sowie der Ehre des Klägers. 
Der Beklagte hat dadurch, dass er einen sog. Link auf die Webpage - Anlage JS 2 - in seiner Homepage aufgenommen hat, die auf der Anlage JS 2 befindlichen ehrverletzenden sowie beleidigenden Tatsachenbehauptungen als auch Meinungsäußerungen zu seinen eigenen gemacht. 
Nach Auffassung des erkennenden Gerichts wie auch wohl des Beklagten, denn er hat die Unterlassungserklärung abgegeben, überschreitet der Text der Anlage JS 2 an mehreren Stellen die von Art. 5 GG geschützte Meinungsfreiheit, in dem die durch Güterabwägung zu ermittelnde Grenze zum Ehr- und Persönlichkeitsrechtsschutz nicht eingehalten ist. Angesichts der von dem Beklagten abgegebenen Unterlassungserklärung erübrigt sich eine detaillierte Darlegung der Beleidigungen im einzelnen. Hinsichtlich des klagweise weiterverfolgten Schadensersatzanspruchs ist auszuführen, dass entgegen der Auffassung der Beklagten die Aufnahme des Links weder von der "Haftungsfreizeichnungsklausel" - so sie denn am 17.02.1998 überhaupt aufgenommen gewesen ist - noch von dem ohnehin erst im nachhinein erstellten sog. 

"Markt der Meinungen" gerechtfertigt wird. 
Wie in der Entscheidung des BGH vom 30.01.1996, NJW 96, 1131 ff. ausgeführt, kann das Verbreiten einer von einem Dritten über einen anderen aufgestellten herabsetzenden Tatsachenbehauptung dann eine Persönlichkeitsrechtsverletzung darstellen, wenn derjenige, der die Behauptung wiedergibt, sich nicht ausreichend von ihr distanziert.

Eine solche ausreichende Distanzierung hat der Beklagte jedenfalls nicht dadurch vorgenommen, dass er auf die eigene Verantwortung des jeweiligen Autors verweist. 

Dies ist keine Distanzierung, sondern vielmehr eine nicht verantwortete Weitergabe und damit eine eigene Verbreitung. 
Auch von einem nach Meinung des Beklagten dank seiner Recherchen über den Kläger aufgestellten Zusammenschau von über den Kläger erfolgten Publikationen im Sinne der zitierten BGH-Entscheidung vorliegenden Markt der Meinungen, der etwa die Aufnahme des Links legitimieren könnte, kann nicht die Rede sein. 

Es geht dem Beklagten nicht darum, wie aber in der zitierten Entscheidung des BGH der Fall, ein Kaleidoskop von Behauptungen in einer die Öffentlichkeit berührenden Angelegenheit möglichst umfassend in alle möglichen Richtungen vertiefend wiederzugeben, um der Wahrheitsfindung nachzuhelfen. 

Der Beklagte hat vielmehr hier eine Zusammenschau ehrverletzender Artikel über den Kläger erstellt.

Die auf der Webpage - Anlage JS 2 - enthaltenen ehrverletzenden Behauptungen sind darüber hinaus so schwerwiegend und nachhaltig, dass der Beklagte vom Grunde her nicht allein zur Abdeckung des materiellen, sondern auch des immateriellen Schadens verpflichtet ist. 
Soweit der materielle Schaden bereits bezifferbar ist, ist der Kläger dem in Gestalt des Zahlungsantrages nachgekommen. Der Beklagte ist aufgrund seiner nach vorstehenden Darlegungen bestehenden Schadensersatzpflicht gemäß §§ 823 I, II, 824, 249 ff. BGB verpflichtet, die außergerichtlichen anwaltlichen Abmahnkosten zu bezahlen. Diese sind jedoch nur in Höhe des zuerkannten Betrages zuzusprechen. Zugrundezulegen ist entgegen der Auffassung des Klägers für den außergerichtlich geltend gemachten Unterlassungsanspruch kein Gegenstandswert von DM 100.000,00, sondern vielmehr von DM 40.000,00. Die Höhe dieses Wertes reicht aus, um allen entstandenen und etwaig noch entstehenden Schaden materieller und/oder immaterieller Art abzudecken. 
Krefeld - Forstwald den, 06.11.2002
Haftung für Links:
Mit dem Urteil vom 12. September 1999 - 312 O 85/99 ​ 'Haftung für Links' ​ hat das Landgericht Hamburg entschieden, dass man durch die Ausbringung eines Links die Inhalte der gelinkten Seite ggf. mit zu verantworten hat. Dieses kann – so das LG – nur dadurch verhindert werden, dass man sich ausdrücklich von diesen Inhalten distanziert.

Hiermit distanzieren wir uns ausdrücklich von allen Inhalten verlinkter Seiten oder Grafiken und machen uns diese keinesfalls zu eigen. Sämtliche Verstöße gegen geltendes Recht, Sitte oder Moral, welche uns bekannt werden, haben sofortige Löschung von Links, Einträgen, Grafiken oder ähnlichem zur Folge.
Krefeld - Forstwald den, 09.11.2002
Haftung für Links:
von Dr. Jürgen Weinknecht

Einführung: Links sind die "Lebensquelle" und das Prinzip des World Wide Web (WWW). Das WWW basiert auf Links, weil ohne Links eine Bewegung des Surfers im WWW nicht möglich wäre. Links stellen daher auch den entscheidenden Fortschritt dar, den das WWW gegenüber den anderen, älteren Internetdiensten wie z. B. Gopher und FTP bietet.

Links werden im Quellcode einer HTML-Seite als Zeichenkette <a href="#Urteil">Das Urteil</a> (interner Link auf eine Stelle derselben Seite) oder <a href="http://www.netlaw.de/urteile/lghh_8.htm" >Landgericht Hamburg </a> (Link auf eine andere Seite unter einer anderen URL) dargestellt. Diese Zeichenkette enthält alle Informationen, die ein Browser benötigt, um die andere Web-Seite zu finden und sie auf dem Bildschirm darzustellen.

Links sind eigentlich unbegrenzt zulässig. Probleme kann es aber u. a. in folgenden Fallgruppen geben: 

· Anlinken von Werbung 

· Inline-Links 

· Links auf strafrechtlich relevante Inhalte 

· Links auf beleidigende Inhalte 

· Anlinken rechtlich geschützter Bezeichnungen oder Marken 

· "Baustellen"-Links 

· Übernahme fremder Linksammlungen 

Alle diesen Fallgruppen werden im Folgenden anhand der bisherigen Rechtsprechung beleuchtet.

Es darf aber auch nicht vergessen werden, dass der Anlinkende nach der Netiquette verpflichtet ist, dem Angelinkten zumindest von dem Link Kenntnis zu geben, wenn er ihn nicht sogar zuvor um seine Zustimmung bittet. Leider sind dieser und viele andere Regeln der Netiquette angesichts der zunehmenden Kommerzialisierung des WWW und der häufig praxisfremden Rechtsprechung in Vergessenheit geraten. Schuld daran haben aber auch solche Web-Seitenbetreiber, die sich nicht einmal um die grundlegendsten Regeln des WWW-Anstandes kümmern.

letzte Bearbeitung: Wednesday, 20. June 2001

Krefeld – Forstwald den, 10.11.2002
Haftungsauschluß:
Die auf diesen Seiten vorhandenen Links zu fremden Anbietern wurden nach bestem Wissen und Gewissen erstellt.

Eine Einzelfallprüfung sämtlicher Inhalte ist nicht in jedem Fall möglich.

Ich distanziere mich daher ausdrücklich von allen Inhalten sämtlicher gelinkter Seiten und mache Sie  nicht zu eigen.

Ich bitte die Leser, mich umgehend auf etwaige rechtswidrige Inhalte der gelinkten Seiten aufmerksam zu machen.
Krefeld - Forstwald den, 12.08.2002                                                                           Gez.: P.Borkmann
Warum Datenschutz?

Das in Art. 1 Abs.1, Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz verankerte Persönlichkeitsrecht umfasst auch das Recht des Einzelnen, seine Privatsphäre nach außen zu schützen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat zum Persönlichkeitsrecht im so genannten Volkszählungsurteil vom 15. Dezember 1983 ausgeführt, dass dieses Grundrecht auch die Befugnis des Einzelnen gewährleistet, grundsätzlich selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten bestimmen zu können. Dieses Recht auf "informationelle Selbstbestimmung" soll es dem Einzelnen ermöglichen, sich seine Intim- und Privatsphäre zu erhalten. 

Allerdings besteht dieses Recht nicht schrankenlos, denn die öffentlichen Stellen sind für die sachgerechte Erfüllung ihrer Aufgaben darauf angewiesen, personenbezogene Daten zu verarbeiten. Sie haben daher in jedem Einzelfall eine am Verhältnismäßigkeitsgrundsatz orientierte Interessenabwägung zwischen dem Persönlichkeitsrecht des Betroffenen und dem öffentlichen Interesse vorzunehmen und darauf zu achten, dass Einschränkungen des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung nur unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und im überwiegenden Allgemeininteresse zulässig sind.

Das HDSG und andere Datenschutzvorschriften verfolgen den Zweck, den verfassungsrechtlich gesicherten Schutz des Persönlichkeitsrechts zu gewährleisten und konkretisieren die Voraussetzungen unter denen personenbezogene Daten verarbeitet werden dürfen. Dabei ist immer der allgemeine Grundsatz zu beachten, dass die Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten verboten ist, soweit sie nicht durch das HDSG oder eine andere Rechtsvorschrift ausdrücklich erlaubt oder angeordnet ist oder der Betroffene dazu schriftlich seine Einwilligung erklärt hat.

   

Stand: 22.04.2008

Quelle: http://www.datenschutz.hessen.de/datenschutz.htm
Datenschutz:

sofern innerhalb des Internetangebotes die Möglichkeit zur Eingabe persönlicher oder geschäftlicher Daten (Emailadressen, Namen, Anschriften) besteht, so erfolgt die Preisgabe dieser Daten seitens des Nutzers auf ausdrücklich freiwilliger Basis. Die Inanspruchnahme und Bezahlung aller angebotenen Dienste ist - soweit technisch möglich und zumutbar - auch ohne Angabe solcher Daten bzw. unter Angabe anonymisierter Daten oder eines Pseudonyms gestattet. Die Nutzung der im Rahmen des Impressums oder vergleichbarer Angaben veröffentlichten Kontaktdaten wie Postanschriften, Telefon- und Faxnummern sowie Emailadressen durch Dritte zur übersendjung von nicht ausdrücklich angeforderten Informationen ist nicht gestattet. Rechtliche Schritte gegen die Versender von sogenannten Spam-Mails bei Verstößen gegen dieses Verbot sind ausdrücklich vorbehalten.

Quelle: Online Recht (CMC eV)                                                                 Gefunden am 23.10.2008

Kommentar:

Jeder, der eine Internet Seite geschäftlich oder privat betreibt, sollte sich ein Formail-Formular anschaffen.

Somit kann man die E-Mail-Anschrift schützen.
Die Postanschrift, Telefonnummer sowie Faxnummer nur nach Absprache über ein Formail-Formular in eine Email schreiben.

Gez. P.Borkmann                                                                                                       Krefeld den, 29.10.2008

E-Mail Recht: 

Neueste Urteile im E-Mail-Marketing-Recht
28.08.2008 | Kategorien: Branchen, Digital Life, Rechtsgrundlagen, eMail-Marketing

Wer E-Mail-Adressen im Rahmen von Bestellungen oder Formularen erhebt, E-Mail-Anfragen an potenzielle Geschäftspartner versendet oder bei der Adressgewinnung das Confirmed-Opt-In-Verfahren verwendet, ist von den Urteilen des Bundesgerichtshofs betroffen.

Der Bundesgerichtshof hat das Sommerloch benutzt, um im E-Mail-Marketing in zwei Fällen Klartext zu reden. Der E-Mail-Marketing-Papst Torsten Schwarz hat auf Marketing-Boerse.de die Bedeutung der Urteile zusammengefasst.

Erheben Sie E-Mail-Adressen im Rahmen von Formularen oder Bestellungen?

Wenn jemand bei Ihnen ein Produkt bestellt oder sich in Ihrer Online-Community anmeldet, will er deshalb nicht unbedingt auch Ihren Newsletter lesen. In solchen Fällen benötigen Sie eine zusätzliche explizite Einwilligung. Das geht ganz einfach: Unter die Zeile mit der E-Mail-Adresse setzen Sie ein Ankreuz-Feld (nicht vorangekreuzt) und schreiben daneben: ?ja, ich möchte aktuelle Informationen per E-Mail und ich weiß, dass ich mich jederzeit wieder abmelden kann?. Kreuzt jemand das Feld nicht an, dürfen Sie die Adresse lediglich verwenden, um über den Lieferstatus oder Ähnliches zu informieren.

Anders sieht die Sache aus, wenn das Formular NUR dem Zweck dient, Informationen per E-Mail (z.B. Ihren Newsletter) anzufordern. Dann brauchen Sie natürlich kein zusätzliches Ankreuzfeld. Dafür aber den Hinweis auf die Abbestellmöglichkeit.

Hintergrund: Das ?Payback-Urteil? des Bundesgerichtshofs (Urteil vom 16. Juli 2008 ? VIII ZR 348/06). Das Kundenbindungssystem Payback wurde verpflichtet, die Einwilligung nicht vorangekreuzt, sondern durch aktive Ankreuzen zu erheben:

Versenden Sie E-Mail-Anfragen an potenzielle Geschäftspartner?

Auch hier ging es bis zum BGH: Wer eine Homepage hat, muss dort natürlich eine E-Mail-Adresse angeben. Diese dürfen Sie nun aber nicht hemmungslos als Freibrief zum Versenden von Werbung verstehen. Wenn zum Beispiel ein kleiner Fußballverein eine Webseite hat, freut er sich sicher über neue Mitglieder, die sich per E-Mail melden. Das ist erlaubt. Verboten ist dagegen, dass Sie anfragen, ob der Verein mit seiner Website über Banneranzeigen die Vereinkasse aufbessern will. Das ist nicht der Vereinszweck. Sonst kommt der Webmaster vor lauter Angeboten nicht mehr zum Fußballspielen. Wenn Sie jedoch Autohändler sind, müssen Sie hinnehmen, dass jemand per E-Mail sein Interesse an Ihren Fahrzeugen bekundet. Das ist ja wohl der Zweck der Homepage, oder?

Hintergrund: Der BGH hatte über einen Toyota-Händler zu urteilen, dem die Anfrage gewerblicher Händler zuviel wurde. Und es hatte über einen Fußballclub zu richten, den wohl die vielen Online-Anbieter von der Vereinsarbeit abhielten.

Verwenden Sie bei der Adressgewinnung das Confirmed-Opt-In-Verfahren?

Beim Confirmed-Opt-In-Verfahren gibt es nach der Online-Registrierung eine kurze E-Mail-Bestätigung und dann ist die Adresse im Verteiler. Nachteil: Das System kann missbraucht werden, wenn jemand seinen bösen Nachbarn ärgern will. Und Sie als Betreiber sind dann der ?Mitstörer? (so nennen das die Juristen). Um nun sicher zu gehen, dass wirklich der Besitzer einer E-Mail-Adresse sich selbst eingetragen hat, gibt es das Double-Opt-In-Verfahren. Bisher gibt es kein Gesetz, das dieses Verfahren zwingend vorschreibt. Nun gibt es zumindest ein Urteil in diese Richtung. Da hat nämlich jemand seinen Mitbewerber ärgern wollen und die Adresse eines Anwalts in den Verteiler eingetragen. Der Anwalt hat geklagt und nicht Recht bekommen. Der Grund war, dass es sich nur um eine Double-Opt-In-Bestätigungsmail handelte. Und die muss der Anwalt hinnehmen, wenn sie nicht werblich formuliert ist und klaren Bezug zu der Online-Anmeldung herstellt

Ein anderes Urteil geht in eine ähnlich Richtung: Das Amtgericht Berlin-Mitte hat am 11.06.2008 unter dem Aktenzeichen 21 C 43/08 einen Online-Anbieter gerügt, der nur ein Confirmed-Opt-In-Verfahren einsetzt. Nach Auffassung des Gerichts ist es anerkannt, dass das Double-Opt-In-Verfahren geeignet und ausreichend ist, um einen Missbrauch durch Eingabe von E-Mail-Adressen von Dritten zu verhindern und somit keine unzumutbare Belästigung darstellt
Quelle:   Digitalnext.de                                                   Gefunden am: 06.11.2008
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